
Steuerinformationen für Februar 2022 
 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner hat in dieser Legislaturperiode Steuerentlastungen von 
über 30 Milliarden EUR in Aussicht gestellt. Mit etwaigen Gesetzesentwürfen ist in Kürze zu 
rechnen. Wir werden Sie natürlich auf dem Laufenden halten, widmen uns aber zunächst einmal 
den konkreteren Neuerungen aus dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung. 
 
Darüber hinaus ist auf folgende Aspekte hinzuweisen:  
 

• Das Finanzgericht München hat sich mit einer interessanten Frage befasst: Kann ein 
privates Veräußerungsgeschäft auch bei einer Trennung und der danach folgenden 
Ehescheidung vorliegen, wenn die Ehefrau mit der Zwangsversteigerung des 
Einfamilienhauses drohte, um den Ehemann zur Veräußerung seines Miteigentumsanteils 
zu bewegen? Die Antwort des Finanzgerichts lautet: Ja. 

 
• Die Verzinsung von Steuernachzahlungen und -erstattungen mit jährlich 6 % ist 

verfassungswidrig. Für Verzinsungszeiträume ab 2019 muss der Gesetzgeber eine 
Neuregelung schaffen. Das Bundesfinanzministerium hat nun geregelt, wie die 
Finanzämter bis dahin verfahren werden.  
 

• Familienheime können vererbt werden, ohne dass Erbschaftsteuer anfällt. Eine 
Voraussetzung ist, dass der Erwerber die Wohnung unverzüglich zur Selbstnutzung für 
eigene Wohnzwecke bestimmt. Mit diesem Kriterium hat sich der Bundesfinanzhof nun 
näher befasst. 
 

• Für die erfolgreiche Beanspruchung eines Investitionsabzugsbetrags muss  
das Wirtschaftsgut bestimmte Nutzungsvoraussetzungen erfüllen. In den Fällen einer 
Betriebsaufgabe gibt es nun eine positive Entscheidung des Bundesfinanzhofs. 

 
• Die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht ist oft Anlass für Streit mit dem Finanzamt.  

Dies gilt auch für kleine Fotovoltaikanlagen, sodass die Finanzverwaltung hier jüngst 
eine Vereinfachung geschaffen hat: Die Liebhaberei auf Antrag. Da in diesem Schreiben 
einige Fragen offengeblieben sind, wurde es nun konkretisiert.  
 

• Durch eine gesetzliche Neuregelung können Personenhandels- und 
Partnerschaftsgesellschaften zur Körperschaftsteuer optieren. Zu Anwendungsfragen 
gibt es nun ein Schreiben des Bundesfinanzministeriums. 

 
• Geben Kfz-Händler ihren Autokäufern eine Garantiezusage, müssen sie eine neue 

Sichtweise des Bundesfinanzministeriums beachten, die erhebliche versicherungs- und 
umsatzsteuerrechtliche Konsequenzen haben kann. Doch erst mal können Kfz-Händler 
aufatmen. Denn durch eine erneut verlängerte Übergangsfrist gelten die neuen 
Grundsätze erst für Garantiezusagen, die ab dem 1.1.2023 erteilt werden. 
 

• Haben Unternehmer keinen Nachfolger in der Familie, ist die Suche unter den leitenden 
Mitarbeitern zumindest eine Option. Zu den steuerlichen Auswirkungen einer 
unentgeltlichen Übertragung von GmbH-Anteilen auf leitende Angestellte hat nun 
das Finanzgericht Sachsen-Anhalt Stellung bezogenen. 

 
Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für Februar 2022.  
Viel Spaß beim Lesen! 


